
lichkeit — auch in Form von sogenannten politischen 
Witzen — dazu benutzen, um diese hervorragende Per­
sönlichkeit verächtlich zu machen und seine Beliebtheit, 
Popularität und Autorität herabzuwürdigen versuchen. 
Anekdoten, Spötteleien und Witze gegen führende 
Staats- und Parteifunktionäre sind in der DDR durch­
aus nicht strafwürdig, wenn sie den Grundlagen der 
sozialistischen Moral und Ethik, wie sie in den 10 Ge­
boten, die das Antlitz des sozialistischen Menschen prä­
gen und auf dem V. Parteitag der SED von Walter Ul­
bricht verkündet wurden, entsprechen.
Wer sich aber, wie der Angeklagte, öffentlich zum In­
terpreten solch eines infamen provozierenden Witzes 
macht, bringt seine negative, wenn nicht feindliche 
Einstellung zu unserem Staat zum Ausdruck und er­
füllt den Straftatbestand der Staatsverleumdung nach 
§ 20, Ziff. 2 StEG in objektiver Hinsicht. Bei der Prü­
fung der subjektiven Seite der Tatbestandsmäßigkeit 
der Staatsverleumdung und der somit erforderlichen 
vorsätzlichen öffentlichen Verächtlichmachung eines 
Bürgers wegen seiner staatlichen und gesellschaftlichen 
Tätigkeit muß eine genaue Prüfung der Persönlichkeit 
des Täters, seines Vorlebens und der Bedingung und 
der Umstände der Verbrechensbegehung erfolgen. Der 
festgestellte Sachverhalt ergibt, daß der Angeklagte 
trotz wiederholter Warnungen des Wirtes, nicht politisch 
zu werden und der gleichen Hinweise und Ablehnun­
gen durch die übrigen Tatzeugen als einziger immer 
wieder auf politische Dinge zu sprechen gekommen 
ist und zwischen harmlosen Tünnes- und Scheel-Wit- 
zen einen sogenannten politischen Witz anbrachte.
Nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme und der an­
nähernd festgestellten Menge des Alkohols war davon 
auszugehen, daß sich der Angeklagte zur Zeit seiner 
Verächtlichmachung eines führenden Staats- und Par­
teifunktionärs nicht im Zustand der Zurechnungsun­
fähigkeit im Sinne des § 51, Abs. 1 StGB befand. Einer 
solchen Annahme stehen die Tatsachen entgegen, daß 
der Angeklagte in der Lage war, diesen vordem einmal 
gehörten Witz zusammenhängend wiederzugeben. 
Daraus folgt, daß der Angeklagte z. Zt. der Tat durch­
aus noch in der Lage war, gedanklich Beziehungen zu 
solchen ihm schon zu einem früheren Zeitpunkt be­
kannt gewordenen Erzählungen herzustellen. Diese Fä­
higkeiten gehen einem Bürger, der durch übermäßigen 
Alkoholgenuß wegen Störung des Bewußtseins und 
Ausschließung der damit verbundenen Einsichts- und 
Willensbestimmungsfähigkeit ab. In diesem Zusam­
menhang ist von Bedeutung, daß alle Tatzeugen den 
Angeklagten für ziemlich angetrunken gehalten haben, 
jedoch äußerliche Erscheinungsformen seiner Volltrun­
kenheit, wie schwere oder lallende Stimme und hin- 
und herschwanken, nicht feststellen konnten.

Dagegen muß zu Gunsten des Angeklagten angenom­
men werden, daß er in seiner Zurechnungsfähigkeit 
zum Zeitpunkt der Handlung beschränkt war. Die 
Strafkammer ist jedoch im Gegensatz zur Auffassung 
des Verteidigers der Ansicht, daß dieser Umstand straf­
mildernd nicht zu berücksichtigen ist. Es ist bekannt, 
daß der Genuß alkoholischer Getränke, Ъеѵог er zu 
einer ernsthaften geistigen Störung führt, den Trinker 
zunächst in einen sorglosen und enthemmenden Ge­
mütszustand versetzt. In der Regel werden zunächst 
solche Hemmungen beseitigt oder gemindert, die durch 
äußere Einflüsse, etwa gesellschaftlichen und morali­
schen Zwang, hervorgerufen worden sind. Eine dieser 
Hemmungen ist bei solchen Menschen wie dem Ange­
klagten K., die nachweislich der Entwicklung in unse­
rem Staat ablehnend gegenüberstehen, die Furcht vor 
der Bestrafung. Diese Furcht wird durch die Einwir­
kung des Alkohols beseitigt. Eine Zubilligung der 
Schutzbestimmung des § 51 Abs. 2 StGB ist eine Kann- 
Bestimmung, die bei vorliegender Sachlage der Straf­

kammer keine Veranlassung gibt, die zu Gunsten des 
Angeklagten angenommene Beeinträchtigung seiner 
Zurechnungsfähigkeit als Strafmilderungsgrund anzu­
sehen. Der Angeklagte hat sich somit für die im Grad 
der Gesellschaftsgefährlichkeit geschilderte Staatsver­
leumdung voll strafrechtlich zu verantworten.

Weil es sich bei dem Angeklagten um einen Menschen 
handelt, der die Worte des Sozialismus und der soziali­
stischen Sache bisher nur im Munde geführt, dafür aber 
keine Taten vollbracht hat, sind auch seine Ausführun­
gen im letzten Wort, daß er stets für den Sozialismus 
eingetreten sei, leeres Gerede. Das Gegenteil dieser 
Selbsteinschätzung wurde durch den Zeugen M. als 
1. Kreissekretär der Partei des Angeklagten bewiesen, 
indem sich der Angeklagte nicht nur gegenüber den 
Zielen der SED ablehnend verhalten, sondern auch of­
fen gegen die Bündnisfrage und die führende Rolle der 
Arbeiterklasse aufgetreten war. Er gehört somit zu den 
Menschen, die auch als Gewerbetreibende die Vorteile, 
die ihnen unser Staat der Arbeiter und Bauern in einer 
krisenfesten Wirtschaft geboten hat, und letzteres 
kommt nicht zuletzt in der Belegschaftsstärke des Be­
triebes des Angeklagten in Höhe von sieben Mann zum 
Ausdruck, egoistisch nutzte, aber andererseits durchaus 
nicht positiv für eine Weiterentwicklung des Sozialis­
mus eingetreten ist.
Aus dieser Verurteilung sollte der Angeklagte für alle 
Zukunft die Lehren ziehen, daß er seinen Staatsbür­
gerpflichten nicht in vollem Umfange nachgekommen 
ist, wenn er in seiner gewerblichen Arbeit etwas gelei­
stet hat, welches er offensichtlich nach der erforder­
lichen Einschätzung des Angeklagten überwiegend im 
eigenen Interesse getan hat. Der Angeklagte muß er­
kennen, daß jemand, der für den Sozialismus spricht, 
und das hat der Angeklagte wie festgestellt, auch zu 
unpassenden Gelegenheiten getan, auch verpflichtet ist, 
für den Sozialismus etwas zu tun, denn dieser wird 
nicht im Selbstlauf erreicht.

gez. Loba gez. Lahmeyer, gez. Engelhardt

„Ich wähle nicht meine eigenen Henker" 
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Urteil des Kreisgerichts Bischofswerda
vom 22. Dezember 1958

— S 302/58 — К — К 328/58 —

Der Angeklagte wird wegen Staatsverleumdung (gern. 
§ 20 Ziff. 2 StEG) zu

vier Monaten Gefängnis
verurteilt.

Am Sonntag, dem 16. November 1958, wurde der An­
geklagte kurz nach 15 Uhr von zwei Wahlhelfern der 
Nationalen Front in seiner Wohnung auf gesucht, da er 
bis zu diesem Zeitpunkt seiner Wahlpflicht noch nicht 
nachgekommen war. Nachdem ihm die beiden Wahl­
helfer den Zweck ihres Kommens erläutert hatten, er­
klärte ihnen der Angeklagte, daß er sich entschlossen 
habe, nicht zur Wahl zu gehen. Begründend hierzu 
führte er aus, daß sein bzw. das Einzelhandelsgeschäft 
seines Schwiegervaters mit verschiedenen Waren völlig 
unzureichend oder überhaupt nicht beliefert würde. Als 
ihm darauf die Wahlhelfer sinngemäß entgegneten, daß 
diese persönliche Verärgerung doch kein rechter Grund 
dafür sei, der Wahl fernzubleiben, verharrte der An­
geklagte auf seinem ablehnenden Standpunkt und 
schnitt die sich anbahnende Diskussion mit den Worten 
ab: „und wenn wir uns stundenlang darüber unterhal-
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